Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/844 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

IVC3-91 1047 


Bonn, den 20. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Lage der bayerischen Granitindustrie 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Unertl, Schlager, 
Schmidhuber, Weigl und Genossen 
“ Drucksache V/789 - 


Die Kleine Anfrage vom 29. Juni 1966 beantworte ich im Namen 
der Bundesregierung wie folgt; 


1. Welche Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, die Wettbe- 
werbsbedingungen der ostbayerischen Granitindustrie ini Hin- 
blick auf die doppelte Belastung durcir Einfuhren aus Niedrig- 
preisländern und durch die Randlage innerhalb des Wirtsdiafts- 
raumes der Bundesrepublik zu verbessern? 

Besondere Einfuhrprobleme bestehen lediglich bei der mengen- 
mäßig nicht beschränkten Einfuhr von Pflaster- und Bordsteinen 
aus Portugal. Die ostbayerische Granitindustrie ist hierdurch 
nicht stärker betroffen als die Steinbruchbetriebe des übrigen 
Bundesgebietes, deren Produktion sich sogar ungünstiger ent- 
wickelt hat als in Bayern. Die Entfernung Bayerns von den 
norddeutschen Häfen hemmt zudem wegen der Frachtbelastung 
das Vordringen der portugiesischen Erzeugnisse in den süd- 
deutschen Raum. Es wird andererseits nicht verkannt, daß Ab- 
satzschwierigkeiten im bayerischen Raum besonders deutlich in 
Erscheinung treten, weil dort der größte Teil der Kapazitäten 
konzentriert ist. 

Diese Entwicklung ist jedoch nicht vorwiegend durch Einfuhren 
bedingt. Die Einfuhren von Bord- und Pflastersteinen sind in 
den ersten vier Monaten des Jahres 1966 gegenüber dem glei- 
chen Vorjahreszeitraum mengenmäßig um 27®/o zurückgegan- 
gen. Für die Beurteilung der Beschäftigungslage der bayerischen 
Granitindustrie ist der seit vielen Jahren erkennbare Wandel 
des Verbrauchs zugunsten anderer Straßenbaustoffe von erheb- 
licher Bedeutung, Es darf auch nicht übersehen werden, daß die 
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Absatzmöglichkeiten der bayerischen Granitindustrie nicht un- 
erheblich von Veränderungen in der Finanzlage der auftrag- 
vergebenden öffentlichen Stellen abhängig sind. 

Dem Ausgleich der durch die Grenzlandlage entstandenen 
Wettbewerbsnachteile für die im Zonenrandgebiet ansässige 
Industrie, also auch für die ostbayerische Granitindustrie, die- 
nen das Regionale Förderungsprogramm des Bundes und die 
Grenzhilfeprogramme der Länder. Neben Frachthilfen, zins- 
günstigen Krediten und Zinszuschüssen aus den genannten Pro- 
grammen kommen den Unternehmen im Zonenrandgebiet auch 
Vergünstigungen steuerlicher und anderer Art (bevorzugte Be- 
rücksichtigung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge) zugute. 

Hiernach sind weder eine außergewöhnlich hohe Einfuhr- 
belastung für die ostbayerische Granitindustrie noch besonders 
erschwerende Wettbewerbsbedingungen durch die Lage im 
Zonengrenzgebiet im Vergleich zu anderen Industrien gegeben, 
welche weitere Maßnahmen der Bundesregierung rechtfertigen 
könnten. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf die Behandlung des 
gleichen Problems in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages vom 10. Februar 1966 Bezug genommen. Darüber hinaus 
sind die Anliegen der Granitindustrie mit dem zuständigen baye- 
rischen Fachverband in allen Einzelheiten behandelt worden. 


2. Welche Möglichkeiten zur verstärkten Verwendung von Klein- 
pflastersteinen beim Neubau und bei der Reparatur von Auto- 
bahnen im süddeutschen Raum sowie im Rahmen von Vertei- 
digungsvorhaben sind nach Ansicht der Bundesregierung vor- 
handen? 

Kleinpflaster wird zum Bau von Fahrbahnen der Bundesfern- 
straßen aus mehreren technischen Gründen (mangelnde Griffig- 
keit und Ebenheit, Geräuschbildung) nicht mehr verwendet. 
Außerdem sind die Kosten unter Berücksichtigung einer zusätz- 
lich erforderlichen Tragschicht (Unterbau) erheblich höher als 
bei anderen Bauweisen. Nur auf Flächen mit vorwiegend ruhen- 
dem Verkehr, z. B. auf Park- und Rastplätzen sowie an Tank- 
stellen können die Pflasterdecken gewisse Vorteile bieten, z, B. 
Unempfindlichkeit gegen Verschmutzungen und Beschädigun- 
gen durch Treibstoffe und öle, so daß die Mehrkosten zum Teil 
vertretbar sind. Diese Anwendungsgebiete hält der Bundes- 
minister für Verkehr der Kleinpflasterbauweise nach wie vor 
offen. Eine verstärkte Verwendung beim Neubau und bei der 
Reparatur von Autobahnen ist aus den geschilderten Gründen 
nicht möglich. 

Die Verwendung der Erzeugnisse der bayerischen Granitindu- 
strie als Baustoffe bei Verteidigungsbauvorhaben richtet sich 
in den Fällen gleicher technischer Eignung im Vergleich zu kon- 
kurrierenden Baustoffen nach ihrer Liefermöglichkeit und je- 
weiligen Preiswürdigkeit. 
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3. Sind der Bundesregierung Umstände bekannt, aus denen ge- 
schlossen werden kann, das aus der CSSR unter Umgehung 
von zollrechtlidien Bestimmungen erhebliche Mengen von be- 
arbeitetem Granitmaterial in die Bundesrepublik eingeführt 
worden sind? 


Eine namhafte deutsche Importfirma hat seit 1964 erhebliche 
Mengen teils unbearbeiteten, teils bearbeiteten Granitmaterials 
zur Verwendung als Rand- oder Bordsteine im Straßenbau aus 
der CSSR in die Bundesrepublik eingeführt. Da bei der zolltarif- 
lichen Abgrenzung des unbearbeiteten Materials (Tarifnr. 25.16) 
vom bearbeiteten Material (Tarifnr. 68.01) trotz Einschaltung 
von Sachverständigen wiederholt Schwierigkeiten aufgetreten 
sind, hat das Bundesfinanzministerium im Juli 1965 durch Erlaß 
strenge Abfertigungsrichtlinien herausgegeben. Dadurch sind 
die unmittelbaren Einfuhren aus der CSSR praktisch zum Erlie- 
gen gekommen. 

Daraufhin ist die Importfirma dazu übergegangen, die tschechi- 
sche Ware über Österreich im liberalisierten Verfahren als 
Ware der Tarifnr. 68.01 einzuführen. Die Firma hat hiernach 
offensichtlich gegen die Bestimmungen des Außenwirtschafts- 
gesetzes verstoßen. Nach Bekanntwerden dieses Sachverhalts 
- Anfang April 1966 - sind sofort Ermittlungen durch die Zoll- 
fahndung gegen die Firma wegen Verstoßes gegen das Außen- 
wirtschaftsgesetz eingeleitet worden. Diese Ermittlungen stehen 
vor dem Abschluß. Die Ahndung ist in die Wege geleitet. 


4. Werden bei der Vergabe von öffentlidien Aufträgen Vorkeh- 
rungen getroffen, die sicherstellen, daß das importierte Stein- 
material den für deutsche Graniterzeugnisse vorgeschriebenen 
DIN-Normen entspridit? 

a) Ihren Bedarf an Natursteinen decken die öffentlichen Auf- 
traggeber entweder durch Direkteinkauf oder im Rahmen 
von Bauaufträgen auf dem Wege über Leistungsbeschreibun- 
gen. Dementsprechend liegen den öffentlichen Beschaffungen 
von Natursteinen entweder die Verdingungsordnung für Lei- 
stungen (VOL) oder die für Bauleistungen (VOB) zugrunde. 
Um im Wettbewerb um die jeweilige Auftragsvergabe dem 
Auftraggeber einheitliche Bewertungsmaßstäbe an die Hand 
zu geben, schreiben beide Verdingungsordnungen zur Be- 
stimmung der Leistung u. a. die Beachtung der für den Auf- 
trag einschlägigen DIN-Normen vor; das gilt also auch für 
die Beschaffenheit von Granitsteinen und Erzeugnissen aus 
Granit. Soweit die VOL Ausnahmen von der Beachtung der 
DIN-Normen zuläßt, sind die Ausnahmen ausdrücklich auf 
das aus sachlichen Gründen unbedingt Notwendige be- 
schränkt und finden im Rahmen der einzelnen Vergabe 
durch die Bestimmung des Leistungsgegenstandes gegenüber 
allen Wettbewerbern gleichermaßen Anwendung. 

b) Die Einhaltung dieser Vorschriften und deren lückenlose Er- 
füllung bei der Abnahme des Materials, gleich welcher Her- 
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kunft, liegt im eigenen Interesse des öffentlichen Auftrag- 
gebers, vor allem unter Gesichtspunkten der rationellen 
Haushaltsmittelbewirtschaftung und der technischen Sicher- 
heit. Die Aufsicht übergeordneter Instanzen über Vergabe- 
bzw. Abnahmestellen erstreckt sich auch hierauf. 

c) Die von der deutschen Natursteinindustrie unmittelbar an 
den Bundesminister für Verkehr herangetragene Frage der 
Prüfung und Beurteilung von importiertem Steinmaterial für 
den Bundesfernstraßenbau wurde noch im Mai dieses Jahres 
mit den Vertretern der obersten Straßenbaubehörden der 
Länder erörtert, denen nach Art. 90 GG die Verwaltung der 
Bundesfernstraßen im Auftrag des Bundes unterliegt. Diese 
Landesbehörden haben versichert, daß nur solches Material 
zur Verwendung zugelassen wird, das den in den techni- 
schen Vertragsbedingungen gestellten Qualitätsanforderun- 
gen genügt. 

Im übrigen sind substantiierte Beanstandungen des Inhalts, 
daß importiertes nicht normengerechtes Steinmaterial ange- 
kauft und abgenommen worden sei, den Bedarfsträgern des 
Bundes nicht bekannt geworden, auch nicht im Rahmen der 
Bauaufträge, die unter der Aufsicht des Bundesschatzmini- 
steriums und des Bundesverteidigungsministeriums durch 
die Finanzverwaltungen der Länder vergeben werden. 

d) Zur Frage 4 darf abschließend bemerkt werden, daß den Be- 
darfsträgern und Beschaffungsstellen des Bundes die Situa- 
tion der bayerischen Granitindustrie gut bekannt ist und daß 
darüber hinaus der Bund im Rahmen der öffentlichen Auf- 
träge ein erhöhtes Schutzbedürfnis für die deutsche Natur- 
steinindustrie ausdrücklich als volkswirtschaftlich begründet 
anerkennt (Rundschreiben BMdF vom 20. Mai 1954 - II 
D.0.6060.25/54 - BMSchatz/BMWi/AA vom 29. April 1960 - 
BMSchatz III gen 0.6060 - 2/60, BMWi I B 9 - 4436/60 - 
AA 400-80.10 (21). 


In Vertretung 

Langer 
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